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VORWORT 

zur 2. Auflage 

Die :1. Auflage der "Leverkusener Beschlüsse"! ist sei t 
längierer Zeit vergriffen. Oie starke Nachfralge nach 

f '",' : I ' 
dem :Original text llpserer Grundsatzbeschlüssej erfor-
dert! die Herausgabe einer 2. Auflage, die will" gemi:j".ß 
dem lim Verband ein!gebürgerten Sprachgebrauc~ "Mani'
fest; für eine liberale Politik" nennen. 

Das Manifest stell~ die nach wie Vor gültig~ Grund~ 
, " , I 

satzbeschlußlage d:es Bundesverbands der Deut!schen 
Jung4emokraten dar. Teil A ~ Zielsetzung fü~ eine 
libe~ale Politik ~ wu~de von der Bundesdele~ierten
konferenz 1973 in Duisburg neu gefaßt. Die Teile B 
- Historische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Analyse der BRD und C - Strategie der Deutschen Jung
demokraten - sind seit der Bundesdelegiertenkonferenz 
1971; in Leverkusen unverändert geblieben. 

Beschlüsse über politische Grundsatzfragen sind in 
dieser kurzen Form sicher keine leichte Lektüre. Sie 
sind: aber inzwischen durch zq.hlreiche progra~l1!atische 
Beschlüsse der Bundesdelegiertenkorifererizen ~eit 1971 
zu w~chtigen politischen Problemen aus allen Leben$
bereichen weiter entwickelt und ausgefüllt worden 
(vgl~ die Übersicht über dieBDK-Beschlüsse i1972 bis 
1976: im Anhang). Im Teil C - Strategie - wur~e diE!, 
Zwei~Wege-Strategie als Verbindung von außerparla
mentarischer. Basisarbeit und parlamentarisch\er Re-' 
formpolitik als Grundlage der politischen Ar~ei td,er 
Deutschen Jungdemokraten festgelegt. ' 

stv. 
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A. Zielsetzung für eine liberale Politik 

Ausgangspunkt und Antrieb menschlichen Handeln. ist der ~unsch 
nach Befriedigung menschlicher BedUrfnisse. Dementsp~echend ~e
stimmt die Art und Weise, in der eine ~esellschaft dle.~aterlel~en 
Voraussetzungen zur Befriedigung individueller und .ozl~ler B~durf
nisse regelt, entscheidend die Struktur einer Gesellsch~ft. D~es 
bedeutet, daß ~esellschaftsformen durch den Stand ~er ~roduktlv
kräfte und die Struktur des Produktions- und D~strlbut~o~spro~esses 
entscheidend geprägt werden. Die gesellschaftllchePosltlon ~ln
zelner und sQzialer Gruppen ist vor allem durch ~eren Rol~e.lm 
Produktionsprozess und Distribution.prozess be~tlmmt. Polltlk hat 
dementsprechend die Aufgabe, die gesellschaftJ.:l-chen.Anst:engungen 
zur Schaffung der Voraussetzungen der Be~riedig~ngindivldueller 
und sozialer BedUrfnisse zu regeln und dle dabel aufgrund von In
teressengegensätzen entsteheMden Xonfi~kte zu lösen. 

liberale Politik ist Politik zur Sicherung und Erweiter~ng der . 
Freiheit aller mitglieder einer Gesellschaft u~d zur W~lterentwlck
lung des Emanzipationsprozesses in allen ~esel~scha~tllchen Berel
chen. Der Emanzipationsprozess ist derJenlge hlstorlsche Prozees, 
der durch Beseitigungen der Abhängigkeiten einzelner Menschen oder 
gesellschaftlicher Gruppen von den ~edingu~gen'.der Natur ode~ v~n 
andern gesellschaftlichen Gruppen d~e Ve~wlrk~lc~ung von F~elhelt 
möglich macht. Freiheit ist dabei nIcht ldeallstlsch als. dle (for
male) möglichkeit der~ahl zwischen verschi~denen A1t~rnatlven zu 
sehen sondern materialistisch zu interpretleren: frelhelt 1st zu 
definiarenals di:e optimale und ungehinderte M:ög~ic~keit d';lr Be
dUrfnisbefriedig~ng. Dieser materialistische frelheltsb~grlff um
fasst den idealistischen und geht wesentlich Uber diesen hlnaus. 

Ziel liberaler Politik ist demnach die Sicherung und Erw~iterung 
dermögl1Chkelten zur Befriedigung individueller und SOZIaler 8e
dUrfnissefUr .lle Gruppen und Mitglieder einer Gesellschaft und 
bewußtes Vorantreiben des·EmanzipationsprozessBs. . i, 
BedUrfnisse sind dabei nicht als unabänderlicha N~turkonsta~ten auf
zufassen. Sie sind abhängig von der gesells?h.ftllc~en[ntwlck~ung 
undnur in Abhän~igkeit von der )ü~itoris?h~n Si tua~l~n ,z~ bes~lmmen. 
Auc.h die konkrete Bestimmumg ema,n,zlpatorlf;3c;l1eI' Pohtlk:kann nHht 
fUr alie histori~chen Situatio,neneil1hei tHth ,erfolgen~' .. ,son~ern 
hängt von der Analysekonktetergesel1sch'aftl~cher ,verh,al tnlsse 
ab und kann erst parallel zur Analyse selbst gelei.tet ,w,srden. 

In!:ibesondere istder jeweils mögliche Gra? an rI"ei,~eit.a.~hängi~ 
von, de:rgeselischaftlichen Si~~ation; und. yom~~anR.,;.~~r/PlI"~?ul<tl v-

t~~=;:iismus als emanzipatorische Beweguh~h~'~(d~~tl~16 ilr! 'Jei::ler 
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gesellschaftlichen Situation danach zu fragen, was in; Abhäng;j.gkeit 
vom jeweiligen Stand der Produk;tivkräfte .a.nFreif"lElit !nögli,chis;t;; 
inger Verwirklichunr;1 dieser fr'eiheit liegtdeishalb dlieA~:fgäbe 
lib,raler Politik. . , .. 

Aus: dieser Bestimmung der Ziele' liberaler Poil ti~ ergab,en .sl.bheinj.-
ge tirnmi ttelbare Konssquenzen: .. ' ·1 '. .,... 

, , • ...'. ,,:. ' • . ,., .' I' i 
1. Il'egen der prinzipiellen Knap!pheit der ,materiellen lniUelbrBe'
dUrfnisbefriedigung mUssefl d'i,e :Produktivkräfte sdweÜe~ent\VickEilt 
und: die Produktion sdges:te~tler;t' werideh, daß sict) 'dar~UiSeinl3; Er
weihrung der möglic~kei ten der'Bedürfni~befriedlgungi e:rgibt~ 

, \ ":! ' - j 

2. ~otwendir;1e materi~lle Vorawss~tzuhgeh fOr ~~e Be~rkedigun~ . 
men$,chlicher BedUrrnisse können hurin k9operat~ve~uhdsoli(jjari
sCh,r. form geschaffen werden. Liiberalismus' si.htdahe~im Prfnzip , 
der.Solii::larität ein grundsätzli'ches GestaltuClgsptinzip der ,G~'Sell-
sth~ft.' ; . , 

3. Überale Politik ist humanistisch. Dies bedeutet, ~aß li'be'rele 
Politik sich aus sch li{etU ich orientiert an menschlichehBedürtnis
sen;und die Untert;Jrdl1!~ng mensch'liche~ Tä~igkeit .uni::l GrS!el1sc~~fts-, 
ordnungen unter. eln mcht an defl'Bedurfnrssender men\3chen o1."ieo
tie~tes philospphisch, metaphysisch, theologisch ,oder sOnst ~ie be-
grU~detes Syst~m ablehnt. . . , 

4. lliberale Pol~tik i'staufklärerisch - rational. Lib~rale Politik 
bedeutet Einsatz der menschlichen fähigkeiten im Interesse der 
menschen. Spezifisch für den menschen ist die fähigkei~'der E~
kenntnis.derNatur und seiner gesellschaftlichen Umwelt. Diese fähig
keil; macht es ihm mög~ich~ Abhängigkeit von der~atur.zu erkennen 
und :zu beseitigen, die Natur insElinem Interesse zu beherrscnßn. 
seille eigene gesellschaftliche Rolle, die eigenen Interessen~nd 
Wege zu ihrer Durchsetzung zu bestimmen. Verhinderung von Erkenntnis 
(z.8. durch manipulat:ion, d.h. bewußte IrrefUhruog und Ablenkung 
von .eigenen Interessen) vermindert daher die möglichkeit ZUr 
Verwirklichung von Freiheit und widerspricht daher fundamental 1i
ber~len Prinzipien. Rationalität und rationales 'Handeln, also Han
deln aufgrund der Erkenntnis der. tatsächlichen Gegebel'1l-lIifiten, '. ist 
auch die einzige möglichkeit. gesellschaftliche Konflikte im'gemein-
samen Interesse ohne Nermeidbare ~chäden 2U lösen. ' 
Libejrale Politik ist sich der prinzipiellen Unvo'llstä~digkeit und 
Feh~erhaftigkeit menschlicher Erkenntnis bewußt und sJeht den, 
Proieß menschlicher Erkenntnis prinzipiell als unabge.chloss~h und 
una9schli eßbar an. Po!J.itik, die auf dem dogmati s.chen ~n.pruch 'der 
Kenntnis der einzigen: und wahren Interpretation 'der Wirklichkeit 
berJht, ist daher nicht vereinbar mit liberaler Politik. Hieiaus 
erg~bt sich das Prinzip der Toleranz, d.h.der RBspektierpng ,hnda
rer :als der eigenen ~~ltanschau!iche~ und politi.chenlA~ffas.~ngen. 
Tol~ranz eJ:"streckt slch dabei nl.cht r;1ur auf abst:ral<te 1 rnl;linunc;j!3n, 
son. dernau~h. ~uf. ,d~S!d. iesen 'm, eir:unge? ent~prechehde $cjJ. Zl alell .• e ..... r. haI...;. 
ten •• Toleranz' hat l.hre Grenzen l.n ,der man,l.festen Intoieranz andeJ:"er. 

, ! 

5.Überale Politik ist auf den Abbad von Herrschafts1 und mai:htver
hältlnissen .gerichtet IJnddelllokratisch,H~rrsctiaf'~s...; ur!Jd,mach~veJ:"hält
niss:e hindern tinzeln~ und soziale G~:uppenan .der Ver~i'rklit:ti~'ng 
ihr~r Freiheit. LiberalePol~tik,steht daher auf der. ~eite d~t 
UntB!rprivilegierten in jeder Gesellschaft und gerät n<ltUlandi9~rIlIeise 
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in Konflikt mit .d~n ,auf Kosten af)dereI' gese$lE\ch?ftl.tchBI'~ru~pen 
privilegierten. Die Minimierung von Herrschaft und. :lY\acj"ttt-fl .Je.der 
Gesellschaft ist daheI' vorI'angiges Ziel libeI'aler Politik. 

: - " ' 
, . ,,:, ' "1 ,,'t, , ;"';,': 

Abhängigkeitsverhältnisse sind jedocH in jedeI' G~sel;tschart ~nveI'
meidlich. Wo Herrschafts- und Machtverhältnisse nicht beseitigt 
werden k~nnen, sind sie so zu gest~lt~ri~ dass optimsl~ Bat~iligung 
aller von einer Entscheidung,Bet,roffeh~n an diesßI' Entscheidung , 
gewährleistet wird. Dies wird verwi:r~;U:Cht durch; dem~kI'at~i;che . 
Gestaltung aller Bereiche der Gesellsphaft. Demoj<ra.tl.e J.st. dabeJ. 
nicht einfach als das Prinzip der EntscheIdung d~rch eine Mehrheit 
aufzufassen, sonqern als die Fclrderung,: .dass Herrs.ch?fts"",:: \.l.nd 
machtausUbung auf der Delegation der Macht durc~ die Betroffenen 
be.ruht. und von den 8etroffenenkontrolliert wird und. d.iesß. Dele
gation der maoht im PrInzip jederzeit e:ingeschränkt und'zurückge
nOmmen werden kann. Eine Festlegung, auf genau ein tochnis~hes 
modell zur Verwirklichung von Demokrat~e ergibt ~ich aus .dem 
Gr~ndsatz libBral~r Politik nicht. i 

~ ~ , 

6 •. Liber.alismus !>teht ir einem fur:H:lamfln,t,alen g\ls:ellsc;haftl;i.cher 
Gegensatz .zu konservativen und re?k.'t1pn!ären Kräfc'ten •. Konservative 
Politik .ist auf Erhaltung l!nd. 5ii!::he;t'!Jfl'9: beste,henrder, C;esellscrafts-
verhältnisse und daher bastehender Herrrschaf.t.s-und, m:achtvßrh,ält
nisse gerichtet; reaktionäre Politik. be,treibt die Wied'erher.stellung 
schon Uberwunde,ner Her.rschaf.tsv~rhä:ltfliisse. ,B7idie 7teiMen dahe·r i 

in einem Gr.uridwidersprl!ch zur .1J.ber;a:l'en: Pol~tJ.k,! d~B<:iruf ~bbau. von, 
Fremdbestimfuungin allen gesellschaftlichen Bereicnen gerichtet ist. 

7. Liberalis.musist nicht auf ein l;Jes,timmtesWirtsch~ft!>-· und Ge
sellschaftssyste~ festgelegt. Liberali~mus hat in je~er konkreten 
historischen. Situation zu bestimmen, ~elche gesellschaftlichen Ver~ 
hältnisse dem liberalen Grundprinzip ,der Sicher.u,ng und Erw!3iterwng 
der 'Freiheit am ehesten entsprechen. ü~es gilt natürlich nicht nur 
fUr gesellschaftliche Systeme~ sondern erst recht fü~ konkrete 
politische Zielsetzungen wie z.B. Privateigentum an Produkt~ons
mitteln, Wettbewerb, marktwirtschaft atc. Jede ~onkrete pclJ.tJ.sche 
Aussage und Aktion ist eusschließli~h nach ih~e~ Beitrag , 
zur grundsätzlichen Zielsetzung liberaler POIJ.tlk zubeurtellen. 

B. Liberalismus und Sozialismu,s haben beide ihren Ur~prun'g in Hyma..: 
nismus und Aufklärung. Sie stimmen in entsc~t;lidE\nden Punkt:en"ihter 
Zielsetzung überein. Si.e haben in KonservatJ.ven 'und Reakt,l,onaren 
gemeinsame politische Gegner. Si~.st(lhen un~eachtet der.Urn:ter-, . 
schiede in Zielse.tzung., Analyse !Jnd ,str:ategJ.e n~chtzueF"1,ander Wle 
Feuer·. und Wa.aser, sondern sind in viiel~n pol i thich(l(l ,Fra,l;en 
politische Bünqnispartner. ". i·., '.':'.. 
Ein. wesentlicher Unterschied zwischen. l:ibeF?ft-smüs ynd SOizila~J.s~us 
liegt darin, dass sich der L~ber.alismuEl.i.mi yegßrJsat z,;ZU{l1.[SiOz).al1s
mus nicht auf ein bestimmtes Wirtschafts,- ut;1d. Gßs,ell.schaf't:ssystem, 
das durch die genere11.e Vergesel~sch,:,f~ung der~~OduiKtion:s~~ttel 
gekennzeichnet ist, als Garant fur eJ.ne demokratJ.s~h·~ !Jpl1:oJ.k 
festl.egt. Liberalismus. vermeidet dahe,l' elnt;li er~~b~,"chl'!.Ge;f,arll; 
der Verselbständigung. politiSchelYli,it.t~l. i." "i; .: .': 
Der genannte Unterschied ergibt ich al-ls der ra~7acrt;l, d$,ss. der 
Liberalismus nicht alle relevar:lt n gesi3llsc0i3fUJ.chen KOr:lf1J.kte 
auf eine Ursache" nämlich auF de G.rundsatt, z~i~sl:l~~~~n.~las~en 
der Produktionsmittelbesitzer un der LohnabhangJ.gen, zuru.ckfuhrt. 
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Gegenüber dem Sozialismus tritt der liberalismus, als ~arantgegen 
dieG.e.fahr des Dogmatismus.l!nd i seinEjr Konseque,nzen atllf~ Lioer'a!li.s .... 
mu~ ist Garant dafür~ daß b~i jllenzukUnftigen gesel~schaftlichen 
Entwicklungen die ,erreichten liberalen RechteunIl bUr!gerlichen 
Freihei ten gewahrt b,leiben. : "; . r.' 
Liberalismus ist Gar;i .. nt für die strikte Einhaltung des Toleranz..; 
prinzips sowie des Demokratieprinzip!>. Liberalismus iist Ga'ratltfUr 
di ~ Beachtung der Rel ation zwi~chen 'Mittel und Zweck. 1 Insbesoh'dare 
achtet er·darauf ,daß gesellschaftliche Verhältnisse ~n me.nsch
li~hen BedUrfnissen ~nd nic.ht an gedanklich konstl'uietrt.a Gesall
scHaftssysteme angepaßtwerden~ :Liberalismus ist Ga.raht dafür, 
da~ individuelle Freihaiten ini6ht w~gen ungerechtfertlgter Soli-
da~itätsverpflichtungen eingeSChränkt werden. ! 
Litieralismus ist Gar~nt dafGr, daß nach Durchsetzung brundle~~nder 
geaellschaftlicher Rhformen ,nicht erneut bUrokratisch i - 'dogma~ 
ti~che Erstarrung Platz greift~ I 

Der: politische ·liberalismus ist historisch entstanden als Emahz,i
pationsbewegung des 8esHzbUrgertums im FrÜhkapl:talismus gegenden 
feu'dalen Staat. Eine rsozialistischeBewegung imma'rx15tischen Sinne 
war zu diesem .Zeitpunkt nicht m~glich. da dessen SUbjekt,ds!iI' 
Ind.lJstrieproletariat. erst im Entstehen war •. lohnabhäng,i:;gsund 
BUriger hatten objektiv gleichgerichtete Interessen, die im Kampf 
geg~n den feudalen Staat gipfelten. Diese ~emeirisamsnlntsressen 
fancen ihren Ausdruck u.a. darin, daß liberale 'zu den Begründern 
der: Gewerkschaftsbewegung gehörten. 

mi t'.: wei tgehender Dur~.'hsetzun.g de.I' bürgerlichen FordB .. rt.mtien .un~ Auf
kom~en der emanzipatorischen Bewegung des Prolßtariats lSozialismus) 
wurde der Größteil d~r liberalen Bewegung zu einer b.~ahrenden. 
pol~ tischen macht, die ihren Besitzstand gegen 'noch 1iIothande",e . 
feudale Strukturen und die Restauration des Feudalismus verteidigte, 
sich andererseits aber auch immer mehr gegen die anwa~hsende Macht 
des l Proletariats wendete. 

! , "j, ~ 

Die!> brachte den Großteil de'!: liberalen Bewegung (Natfon'sliberals) 
schließlich in zunehmendem Maße in die pdlitische Abh~nsigkeH der 
Konservativen. ': " ; 
DieiRolle ~er ~eseilschaftsverändernden ~raftUb.rnah~l3n! die:; 
Soz~alis.ten, die sich abergegeh diie veI'e:inigte macht ideir Ke:n:~eI'-
vat~ven und Nationalliberalen nicht durchsetzen konnt1n. . 

Dur~h den Übergang vom Kb~kurreh~kapitalismus zu. mondpdlkapi~alis
mus:verlar das BesitzbUrgertum ~einen wirtscha'ftlicherl Und poli~ 
tisthen Einfluß; I 
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aU.ch als Trä.ge.r des 'Liberalismus wurde!es zunehmßn.d bedeulalngslos. 
, I" ! '{ 

Mit dem Überwachsen des MonopolkapitaHsmus'in den StaatslllQnopol
kapitalismus entsteht eine neue.Gesellschafts5ch,i.cht,idas Bildungs
bürgertum. Der lebe.nsstil und die Einstellung der Angehörigen 
die.ser Schicht. ähneln heute. noch dene;Flpe.rherr"ehendenKlesse; 
m.it .. ~er Bevölke'i'ungsmehrheit .haben 's.iegemeinsalJj~ daßsieebhängig 
arbe1ten, daß su auf den VeI;'kauf ihrer: Arbeitskraft. amgewiesen . 
Sind. Dali! obje.ktive Interesse diuer SChicht er fin deI;'t nittht die 
Einhaltung bestehender Machtstrukturen •. sondernjiereCl, Ve'rä~derung. 
Sie kann dainit -Tr.äger eines neuen liberalismus WerdM, wel1irjl sie .,. 
ihre gesellschaftliche Rolle begreift", , 

So bietet sich die MögUchkeit, da~>soz.iaHsnius I-lndl,.iber~h-emus 
lIlieder ei,ne emanzipatorische' Bewegl.,lng.llierden. 

B.2.1. Grundlagen kapitalistischer' Produktionsweise 

Diet;esellscha ftsform der BRD ist gekennzeichnet durch d~inGrund:' 
widerspruch zwischen gesellschaftlichar Produktion und priVater 
Aneignung; d. h. das Bruttosozialprodukt wird von; der Masse der 
Bevölkerung hergestellt, der Gro~teil:l;lesGewinnsfließtjedoch 
einer winzigen Minderheit zu, n.ämlich den EigentÜmern der Pro
duktionsmitt,el.Daherist für die Frlilge., "was. un:d .wie1 produziert 
wird", nicht. dieUlirts.'chafUichkeit ~'d~h. Ge.samt;wirts'chltf't) oder 
die Bedürfnisbefriedigung derBevölke'tungentsch'eideJ1d, sondern 
die Profitmaximierung .• Deraus ergib:t, !sich, daß diie .. vo'rhandenen 
Finanzmittel so eingesetzt werden, daß inmöglicihst kurzer Zeit 
ein möglichst hoher Gewinn erwirtscha'ftet wird; 'die Vernachlässigung 
langfr,istiger gesellschaftlicher Interessen in der BRD ist also 
keine zufällig. Erscheinung, sonde~n .ystembedingt. 

Die demokratische Forderung, daß die rein quanti'tative Steigerung 
des Bruttosozialprodukts .nicht mehr alleinigerlYlaßst.sbdes .fQrt~ 
schritts einer Gesellscheft se,in soll, und die B,etonu'ng e;i.ner '
"qualitativen Produktionssteig;erung."stehenalSio im 'Widerspruch 
zur Eigendynamik desWirts.chaftssystemli derBRD.; 

B.2.2. Merktwirtschaft· und Planwirtschaft 

Ziel der Wirtschaftspolitik muß die.op);imale Bedi.irfnisbef;~p.edigung 
der Bevölkerung sein. Dieses Ziel wi,rd'in manch~n Bereichehdurch 
das bestehende m.ark,.' tWirtschaftlich.e, .. S.YB. tem. ? l' l' e',i:ch .. t .•........ ln an ... ~. ;ere ... n 
Bereichen fUhrt das gleiche System z,ur:,~esamtwiri.tscha:ftlichen 
Verschwendung, zur Weckung k\instlicher'iBe,dütfni,~se" ;Ufl;d zur: 
Manipulation. Esk13M nichtdarumg.eherj,qet Mal1ktu!il')tscti~rt die 
Planwirtschaft schematisch gegenüberzustellen; 'v.ielm8chrniWß im 
k.onkreten F.all gepirUft., werdeo, welchss;:~ystem füreiPElf,1,b~:l~'timmten 
Betrieb oderUlirts:cha.ftsbereich enzuwendeni.:st~; iSesohders ~n 
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folgenden Berei.chen~st eine K0'1kurren~li!ituat~on wieclerharzuistallan 
oder eine "demokratische Planwirtschaft einzufühi-E!n: . 

; : " " " -- _. ',', ,:,' ,',,! ,", '_ ",', :.' ~: j" ,_,' --i: 
1. /:lnwirtschaft~ic~' arbeit~l'1de:~irtl!chafhzUl~i9.!JZ.>!B.sOlc~e, 

jlfldenen led~gll.ch Mal'ktanteJ:le versc,",oben werden';;' ;' 
f' '" ,;.." I i 

2. IJnternehmen, diesuf einem UlÜtschaft:ssektor einei!llon:opolistel-
,lung haben; .' : :! ' . : 

3. !Unternehmen, dia:i.hr'ElMa~ht$tellung zu antid'moki-J.tisCh81' 
reinungsmanipulatli.on miß~rauchen I ' .: I ' 

4.iunternehm El n, die iuiederholtul8gen Ulattbewerbilvers~öl3en v~r:ur-
~eilt wüiden. ,,' , I 

B.~.3. Staat Und Wirtschaft : 

Ble!i~t die.kapitaJ,i~~il!'cl')e·'·Wirtl!'c'haf'~~h~er,(,i~~n~~hJm~k üb~H$Ssen, 
so ifuhrt ue zu penpd~,~chen.Ku"sen{ DUI!!,KriSllin 'willke;n sJ:ql:l uni 
so :stärker aus,. je weiter die Ptodu1<tivktäfte'el'ltw.lc~,elt Sind und 

\ je :mehr die Wirtschart verflochten ist. Aus dJasergeschichtHchen 
Erf:ahru~g erg~bt sich die Notwendigkeitwirtschraf~1ich8rPbnun9., 
d. ,h. e~nerse~ ts Planung der Konzern~, andererelilitsGlobal~ 
st~uerung im staatli~han Bereich (Konze~ti$rte Aktion, Mittsl-
fri,stige Finanzpla~uhg, Geld'C und Kreditpolitik) • " 

Dabiei handelt der staat nicht als neutrales Gre~iull!,s.C!nde~ri im 
ausschließlichen Interesse der Gesamtheit de~ K_pitaJ,e.igner~.So 
gr~ift ~r bei Strukturkrisen einzelner Ulirtsdhaftsbe~eiche-d.rge
st8/lt e~n. daß unter Erhaltung der Dispositio:nsfteiheit und Auto
no~ie der Kapitaleig~er etWaige Verlusts sozialisie~t;Gewfnbe . 
hi~gegen weiterhin privatisiert werden. (lIergi.: Ue. a. Ruhrkohle AG) 

Auch bei lohnkämpfen nimmt der Staat Partei; un,ter:S$rUfungauf die 
jeweilige Konjunkturlage werden lohnleitlinienfestgEllegt, '~le die 
Ei~kommensverteilung weiter zu lIngunsten der ,Be'Völke~u.ngsmel'?theit 
veazarren: . . . . . , 

I 
- I;m Aufschwung werden die Lohnabhängi'gen zum maßhel ten aufge-

f:ordert, Um die Konjunkturlage nicht Zu gefährden.; 

- In der Hochkunju,nklturwerdenclie, L.ohnil,bhänQig~n zuljl maßhalten 
tiei Konsum unq Lo/:)nforcle~u",genaufgef~rclert,um ei~ Ab9l'~~en 
4er Konjunkt.ur in :die-flezeSSian zu ve~m$iden. . , I'. :! 

- ~n der Rezession i!l:erden die I.ohnabhängigen zum _Me.ß~a1ten ~~1 
Uohnforderungen .aufgefordert, um pen A.bschwung ni.clj1t noch' zu 
~erschärfen. '. " l ;: 

) Ir' 

. . _, ,i: :'" ':,-: J; .- ,", _, _ " J :,_:,,:' 
Da~ gleiche Phänomen: zeigt sich, j,n. der StiBu"rpdUl;iki In ZsÜen 
der Rezession werden den Unternehmern ateuerliche'50lilderab'~l1rei
bungen gewährt, um die Wirhchaft anzukurbelri;inZeiten de*iHoch
konjunktur werden die lohnabhängigen zu 'Konjunkturz.sehläge"' 
herangezogen, um die' wirtschaftlich~ Lage zu ,entspan~en. 

, j 
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Für i sogenannte' EntW.iCiklungsli:l.·ndh· Wif'.d nK.ap,it'.'alhi fen gewäir 
z.t. verbunden mit dar forderUrg~ d es ~ol;le eilA nbstim t .' 
Pl'~ flnb~i8t?:cteiS!;;,Qo.lk· J«lm/J1.,.~i:!~f~~~,el'l.:iJf1'~~~~~~oh jtlliit; • ~lA ~.~ 
ke~ ': Velr'!l0gens~ibeJ;',t ~g; ~ta 'i;VJl!i~,J,.~~;!:lJ,ls~qBlfl +1':'" :f~!iJ~H~ .11' 
Krs ~tEfi;(hese LSl)der ,sl:j9li;'. iBJl11,.· !!D~flI1.~,L~n; f:\q~.l,~gl+ <I: 

~ir ktvonD~:-.. ImJ;lu.,ia.,I• a;S!1!.u.s •. ,.p ..... 1.Efn ... ;~.!.,.,p.'ia ..• n .. ~ ... b,.!eflj ...... , i.t ... ;~.!~. " .. I ... a ..... !B ... :.A.''''.'':.·~' ...•... ' .. '.' Fol,:, daß d~e .2;Lns~"sten .d~,; i1',ch~~!'Ip !s,t,~ fihash~lt ; EfF"'" j • 

heb ~ch bela~ten. D~'!li. Bundej6te~"r'';Ing bte.~pniS~d!9tl;lf'Irp, . ;I'I,r ... ; . ,r-i 
zei ~ge. Entw~cklungs~~~l fepol+ t1 du I,stel.\~rh:c.he: ,'we ungs~rle~heit 
der BeHeher von Gro~leinkomm,n. i .!1 • ' : i 

Die USA setzen ihr.e Irteressi,n ~e9,ew~rti9j: i~iIi~d~b~iri 
mit Hilfe des .KaPitai~, sond+r fUCh '1IitJljp,itä.ri~bhe.n 
dur h. Es besteht dat!J rnd'die G' fahl.tid·aßldlieilBfllDlaIu'f 
Bün ~iSve .. r. ~f.l.1.·t::h.t.,.U. ~.g+ U.l1C11,~,~e .. 1s:on~.t.l'9.e1tt :,.veIr lfl;$b .. ,.Irt1.tu 
USA ~n. dusen oder 'e1renähnhc~en K nflilkt: rlji!ch'j;lclur 
fih nziel! ~ s'ond"rn a,.,ch'!lil!t.ät.i.sch .:hin~!ihgelZiog~~iwi 

i ',; , ~ r ~ , t'~ I :" ~ 1 

Auf 
Sta 
neh 

. das 
die 

rund der f/!län:z~p*~iOrisbemtlh~ljI.g.!ln ii.e.inil~eil'l~t;,~.·.n~am. 
ten vergrdßert'~s~Fh die!t$Gäfahr~ ,Un~eri Bell'ü!\:kSjiic 
ender E.~. t~ ... p.'iln .. n~.,n~.! in m. ittelet;l~op •.. ste"l.ltSiC'~ d!ie 
Schutzbedul'fnis, ~er BRO iMm~,tt8'l;eurojpanochj.'u\ch 
e wachs~nöe Bedr~~ungauf sich 2:4 nehmen. 

B. 31. f~"~ie"~~f~~~t\!J!~~'1 ........,.,: .. . .. I 

Der. G r. ~d m. ö9.li C.h. ,e .. 1'.' '.' :E.nl.'. ~n.z .. ~ ..•. t:I." ..•..• a.' t.". 1 .. '.,.,. lJ ..•. ". " .• ' .:1:.;. h.; .. e ~n., .•• > ... e. 1'.'. . .. ~ .•.• , .. e ..... s.. t.i. '.". mt.:.· .... ·.e .. n.,.l .. : .' t;.~.'.' Ja .•... ell .... l .... 'si C.J.' W. f. t kan .n~p~t. abstr~kt~ts.t+.1!I!Iltv!JIe;-~filP,i~o"diSrn "!H·:,irll~~h~9i9~R· 'it 
v~mJew~~hganStan;d! .er ;:ijrGqUkUYkr~rte,itderrr~d~t~.b~'ii;jt· 1 
el.M rse~t.s. de:; ~larUFgs. 1:. l1"/si;r.umalJ t a ~j'l.,.der!!I. rSei~. s. ' . E.JII, ,Z .. il~at.lo '.' 
set t d~e Bese~t~gung. das ;mangels. V0I18US,'j Pl'odulj:t~onste;igeru/ig 
ist also ein notwendi~er Teilaspe~t diese~ Pro.~esse,s. i': : 

1gedessen sindbe~ der Frege~' ,ob:~in2:~lne ~ehi'ebJ 9ji:ler wWrt
ftsbereiche unter: demokratische. I<bntrblle !zu 1 sfel~enl sindi, • 

fol.gende Gesicht~pur\~te zu bede'lken:1 I' L 
1. inddiemÖ91icOke~teni:de~ En.i~ic~~ung:'der h~du~t· v~~äf1;e!!lJi~ 

estehenden System! voll aU8gesphöAp'l !' ;!;. ; r 1 '.' 11 

2. 'nd geei9neteP~erun9Sinst~lJm~AtJ! ent~icke~q .~ , •. 11 

Oie RO befindet sich/ebenso .\IIitlvie~b an~ere ~a~it~.lisb~J, '~er 
aue;: ~gZiaHstische1Shat'en~ illl Ih19Z'~!i derl: ll!iss~n.l?h~ift i,ith~.I 
t,:ch ~schenR~volutfoih.Una~hän9i9,Vq\'l ,Gefe.P!3rh~ft;SIjlY t*lII: ~r 
S~Ch. dara ... ~.:.a.' id~ ... e ..• '. Notru~.tdi9k .. , .... e.~.tj .. ' .. e . .i! .. "l .. e.'."!J .. ti .. ,fi.n,.,.r. I'". '.: B.~.~ql1.'J:'\.l 9 .• f .. !'P.~.' '.,.~.' u .. , .. s.'. IP G~sa .tbevolk'erung; ps it ~ef\~eh~ ifÜr~rj:lie i Elrrsj:hltlilcjf'h "1' '~:aP,~ 
l~s sehen System d'-E\ Ge~ahl'!! d~ß;j ~i lae~·J.l;<erpnq8mf;l~f •. ~. ~l"t 
e~ge enln~are.ssen~':l~ d~e .H~n.d~rntse Jutdef"Il;IO.UFch ',zl;I!lR 
el'l<~ ... r' .•... t .• :.,.D .. '3.\B,i.,~otli' .. Ii1n.d. ~;.!IJ.k ke:\. ..... t.'~ ... r .. '. "1' ~.t14l.h. r. 9 .. '. ,d1!'. :al·a. H.d .. H'i1.9.p" .. J..,. '1 4:5 .I.fl. '. all:lO ~1n;II!~die'll!Spr1Jchl Z!ljImllntE\ es, ~ideq!tierr~fIJ!i",d .. ~pn .. ,. S~~ 
erha tung.. ! : I I·' ,LI" I' ".1. i :. 'I< ,li 

i I 'ri ' . 
I· j!, 
I 
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. . . .".' · ...1 j. ~ ::7, ,:~:'"i! : '. ; ... ~I': ,t I:: 
In d'Bl' .. 8RD (.un .. ·e n.te". t ... "'. Iluir .. 1'Ii! •. r~'''ll.,rdl,~,j '.,1.. ' !SUC.~ .... J '~, •.. : eH ... :U/fd,'~~. p~u:ch 
durch' forllllsrun'g des Bn~rfg"~et"'I'~~';Sirl~e..,el 8Ir,t!ecl'mp~". ; 

kr, 8ti'~. C. :h,.en.. .H'. e,.f. ,DU tU",.,l. 5,.,.8,.',8,.,n. , •. Ji,' 1tt'. 'llrl,'l'tt~_i,Ii.i-l, .. I"H .• ,'·~,'Gir,m. ',', i .• ,tll.di8d,p iolö. Uk ... ion brauchbar.r mitarb.1't.!ri(1fP.a~hlil:i.biteh"')!ldlJ:a>.thJZ.en~tli8rlJ 9 !eles' 
Ausbi1dung'sst1)ffssJ'undIVjEirscliliil'if~Wg"1d' •• ILelstl1lrisdru~kes;1 ystem~· 
krHiSchslflUssen wird1bslliliBt eUB'giek1l1ellms'rH' j... I 'I •• i 

. . " , I I " I I 
1 I 

B. 4 •. .!~2!29!!§!!.5!!!!!9 !. 
, I· I, ,I I." 

Hn GeSellsch.hss~s)t., ,m,' lias ~.'u,rls~a.··,~d~gem .. jiU.ß.~len"~~a .. ng,, i~'e.,r"utit, 
iSt au,f dh DauBr!licht lebe"Eltä~.i9. P~her muß;" ur Ai4.fUi ter- , 
haltung und Steigerung, lier At'l::!eiltsllt\~s~ung~e,r; ohn~~h.äl1 gen d8r 
äußere Zwang durc.h', ei,oen vef~, nnelr, i~i":Ch,,t". n, Le~stu 9SZUl,', ng .', ~e,l. äst 
und ldeologisch abgesichert werdlen" Diese ideol gisqljt,e A, l.cher-
ung erfolgt v~)J;nehmlich durch dile ln~t:itutione~ Kir9l!1e, . ,milie, 
Schule, Arbeitsplatz, Justiz, ,BU!Jld~sllle~r, 'Vsr~a'l'ds ~~c. I~ 

Aufgabe dieser "Id,eolOgiefabr~k~n~:i~t:: die ~Cha,:, fun~ :vG!l,1 s~t~ 
und Verhaltansmustern, die d'!" h.er.n,c.,~,nde G.E!se lsc~~fts~ '. dl")ung 
in den Köpfen der arbei tand.,n BE!völkarung Vieran srto; !Oab, haben 
die einzelnen Institution~n untE!rschi~dlich. Au gabs.: 'i 

Durch die ramilis warden scho~i:mfr~~.stan Enti' iCkl~ng's~it.r in 
der Psyche der Kinder. die Gru~dlageni flUr di:e kr tiklpse. ~~Brnl:'hme 
bestahendar.Herrschaftsstruktwr~f'I geltii9t, 4nd z.a1' I1jaupt$achlJ.ch 
durch rorman autoritä. r. er ErZiehU. ng, '.$., .!Cualu.nt. er rücfl:lJ. ng .t.~d. lang~ 
jährige materielle Abtilängigkeit.1 ·Dia' Elhtwi~klun' kr.$.~is.clh.n Be
wußtseins, insbesondere in der Arb.itBrschaft ud delll Kl~inbürger-
tu~, wird dadurch systematisch unter6rückt. . 

In den Schulen und am Arbeitsplatz W~~d ein pas~iv-r~zept~ves 
Verhalten weiter ausgebildet.' i 1 .,: I I 

Grundlagan und ideologische AbsicherlJ~.g ZI.I·~leic~ 'für das: ~.forderts 
Verh81 ten sind dia von den Kirc~en in i Z.usall1menalrbei t mit /ilndsren 
"shststragsnden" Krätten entjui~ke1t~riI! ~er .. ·.1i- w!il Id.!alvo~stellungen 
Verstöße gegen .cIiese Vorstellimgen "'ittflllien "",on~IGeWis!Sens~~alenll . 
beglaitet; reicht. das Gewissen des aiail:zie1ru," allS Kon'trol~instanz 
nicht aus, so greifen Sanktionen !der 1IJm/il91tbis! hin !%um~~risatz von 
Exekutivorganan und 'Justiz ein. . 

Emanzipation setz1; Erkenntnisse! darlli~gienen Injieressenlagl uoraus; 
diese Erkenntnis . '0;1:. durch i Idepl .. a~illtC.h:ll!u.ilg, radej !verl}lldert 
wal"df";"HH.e ideC)l~gisltildanc1ten l_chlein~a!meBfih'i\ an ' Ihsti1i~1cmem 

mü .•... s ... S.' 9. "' •... 'd .. S.1" ..•. s. e. \1Ö.\ ... k. I~U .. n9.".,&1/1 ... ehr ... !Ir. e.:l.t.f!l ..•. ~'~ .. 8. '.~.SI.'i~~ ..•. '.~.el'i.: .en., .p •.. er. 1II.,.'.li .er,.stand gegen flie derzaitge funkti.j,n' d~e"B!r !.ilrlUChtu gen klarf ,iaer nicht 
a4f": alle, die 1n hnsli arbe!t.n~ ~ delhnt \II.Ildsn iJo,,13eil en 

.. ~~tischen KUf~e .. ihnerhaUr d.i!,,~eF: '+l, ~tl~tidrien brilsts.t1 ich viel
:mehr ein Ansatzpükt zur Um.a!ndll.Ling!(i'iSinn~ e~ner ;Befälb!i umg 
.2:111' Ideologiekri tlk und Zur! Erkenntni. Ider e.ig~nenlntstl Elsen. I . ., 

I 
i 

" '1 
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Daß ,die Ad.iniatraUon. bei dar AU8a,rb!titung der Gesetzent;würfe im 
'8aneblll .. nmitden Int,r"'''l')grup:p'IkIL81lP,itet ynC:l ßa~d.ieJ'Int~ussen
gruppeD-,' die' d18 'Belanga .'. th.r Allgitme:i.nheHvu~retE!n(GtI~erl<schaften, 
Verbriluc"ervarbända),nichtdie,8~Jlrk~t,n a;ind,jbraucht ~ur noch am 
Rende erwähnt zu werden. Dl:eErgabnili!s8 sprechen fü.r·' sich. 

i :' ~' , 

Als :einZiga Organ.ia.tibnmitllla.s.t'1bll!.is\fert!:~ten ,die tl~werl<scha ften 
zumindestverbal~die InteraBsel) dar Bevölkerungsinehrheit.: Jedoch 
haben lIie sich olmaauch nur anBatzllleis~Gegenwehr, z.B~ ,durch die 
restriktive Rec"taprachllngdeeBAG (Elnachränkung des Stuil<uchts 
durcn Varbotpolij;ischer Str!Jiks l wilderStuiks; Frieden,spflicht, 
Z1!Iangsscblicbtungllverfahren ete.), in ein Zwangsl<:o1'sett stecl<en lassen, 
das ihnen auch bei gutem Willen eine konsequente Vertretung der 
Intere .. an der Arbeiterschaft rücht l1I/i1h1'ermögllcht. Dil;l. einzige . 
funl<tion dar 'Gews.rk8chaft&n ist im MO!DE!nt die, b den ,~ach"qlbedatf . bei 
Konsumlöhnan gegenüb.rdenUnternebme1'intereesendtJrchz~setzenund 
so diejenigen, dia .18 vertreten 80Han,wenn /luch nic,ht ,im enge ... 
messenen Rahmen,antfem gesamtwi~t8cheftHchen: Mehrertrag zu beteiligen 
80 doch zu b .. chwichtigen. 'Auch h~af!hat8ich fzumindest die führung 
der Gewerkschaften durch die Zusammenarbeit an der Konzertierten 
Aktion zu Gunsten dar Herrsch.ndan korrumpieren lassen. 

ObwohlPartaien .undParlemeni;wdtglit'lend entmabhtetsind, Ge.we,rk
schaften hÖ'chstens. verbal vomlUal;lsenBtandpunl<i;sp1'echer:l' und den Be
herrschten ladiglich ein AnscheIin' demokratischer Willensbildungver-
mi ttelt UJird,wird dannochdie Zerschlagung fo~maldemol<ratischer 
InstitutionenunddiB Aushöhlu~g"ürge.rlicherfreihei teft weiter vor
angetrieben .(~otstandsgesetze, '. r •• tJ'~ktive RecntsPf!ilchung des Bun
desverfass!Jngegerichtes,NicfltanUf~ndung von Art. 15 GG,ibE!schränkte 
Anwendung von' Art. 14 GG, Arb.ita'!<~lIIJlfrecht), denn Part!ilien, Par
lamente und Gewerkscheftensind potent.iell demol<ratisch' und eine 
ständig .• Bedrohung der Herrschenden. 

50 können durch diaPublikationsfunk~ionen der Diskussio~en im Par
lamentzumindest di, gröbshnWidersprüchB und! Konflikteaufgedsckt 
werden (H5-30-Affiire, .Spiegel-Aff.är'., Notstandsgesetze ej;c.). 
Parteien und Gewerkschaften ,bi!Jten, wenn sie v,on >den Mij.;glie,dEirn 
aktiv getragen w.rde".oder ~ie Aktivität programmatisch I-Ind praktisch 
fördern. den .. Massen dia.lllöglichkeiten, sich. zu org!!nisi~ren, und' 
dllrchihre Solidarit.lt den Mechanismus der Her'r8chenden Ilmpfindlich 
zu stören. 

c.Strategle .rDeutsch.n'JuI1gde~oktdten 
C. 1. fmmbe! 

Das Ergebnis de.r;poi.i.tiaCh .. nAnalr.;i.c;:tJslnt~uf,~lJ~eiqerk~a~ ,die 
Si tuation hoffnungslos ist. Dil;l h~rJ:lIC1tJElncl!il!qliasl:'Je'Nerd~rKt ~hre 
BemiJhlln:gltn, .lIögljic'hkei ten ·d.,r pe.~j~isi,rf:tI'J~.:ab :tf!.~~ If~r ~..D~l:'Ji!~f)brl:'l
Udl fortschri titlich.· ~ru",~g.aa~Zi~i.~.~d.1iI8gEihohl~;; · •. ·~~~J .. ~~j.;EI~~I;!~.s
geaetze sind ebeflSO.r 01 g.e. ~ieS,ylllp:to\lti;die Eler.:~n'tlD,~ckfl,l~ 9 r ... ~~;~'Qr!, 
drohen die VertE\8.tar dU Rechtska.rtef1s W~e,~li;chganl:'Jm~~:#:s:r;;·.~Tqt;al
revision" das Grundgesetzes. 
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'. .' .. ' ............ ' .' ;; . t , .. "i 
Das pptentiell demokratische Parhrnentwd .. r'd. im!ller1'llsh.r:lel1tmll!ch(tet; 
es wird degradiert zur: Abst.immungsmasC:hi.llefüri außEltnaljb":g9tr!9;f,fe.ne 
Entscheidungen. Seineal<tuelle funktii:merschöp.ft.#'iph lifti d~r; :Auf
gabe,; diese Tatsache von der Bevälkerungsmehrhe:it~uv~rschl.e'iern 
und ärfentlich Scheinkonflikte a~szut~agen. i' 

!, , ',_ ,". , ,: ',: " , ,,', i- .1 
Gewerkschaften .und Parteien. als mögliqheS~ammsl:puflkte p'ragressiiver 
KräftE sindweltgehend in das bestElhendeHerrschafts,sY~hm int!lJgriert; 
die Gewerkscha ften erkennen das bestehende. Bezugssystenj an,. die 
Parte;ienfÜhren einen Kampf gegen . "Ext'remiStenvon iin~s'undl'E!chts", 
der sich in der Praxis: ausschließlich 'gege'n die fot.'t.sctjrittlidhen 
politlischen Bewegungen' richtet. ' , 1 : 

Das giesamte Herrschaftssystem ist hauJtsächlich abge'si~hert d4rch 
die mjanipulationderElevölkerungsmehrheit.: Familie,Sc~uJJe unc~Arbeits
platz' sind Stationen eines Prozesses, der Untertanensqhafft; ;dieso 
vorprlogrammierte Bevölkerung ist' einer gigantischenWe~bung und der 
Meinu;ngsmanipulatign im engeren Sinne aU,sg.esetzt. "; 

, . 
Soll ten aber alle diese SicheN ngen für das System ver~agen, so 
bleibltschließlich noch der Machtapparat des Staates in form VOn 
Justi!Z und POlizei und!, wenn eines Tages die "Stunde.der .. ,Not"für 
die Herrschaft des Kapitals I<ommen sollte, alsletztes!Mittelder 
Einsatz der Bundeswehr im Innern. 

\, 

Die Herrschenden scheinen also fest im Sattel Zu sitzel1lldennoci:h 
wächst auf Grund der WJ.dersprüche diese.s Gesellschaftssystemsauch 
die Möglichkeit der ~berwindung: Das immer stärker werdendelingrei
fen des Staates zur Sicherung der privaten Profitmaximiel'ung erfor
dert iden Abbau der Grundrechte; sie ruft aber auch damit den. Wider
stand einer Vielzahl v.on Demokraten htarvo1', die die patla.menhrische 
Demo~ratie erhaltsn wollen, ohne allerdings die Ursach~n' für die Zer
störung zu erkennen. Gewerkschaften und Parteien verstlolhsnsich als 
syst~merhaltend; dennoch wäphst jedenfalls in denjenig,n Organi
satiqnen, die subjektiv die Interessen der;eavölkerung~mehrheit ver
tret~n, die Erkenntnis, daß der feind nicht links, son_ern reGhts 
steht. 

i 

EHe ldeologiefabrikenwie familie, 5chule,UniverSi~ätiurildi Betrieb 
funk~ionieren zwar nach wiE!. vor, .. 1lberdieNotwendigk$ij;en. ?el;'. \IIlssen
schafr'tlich-technischen Revolution erfprder~ eil') höh.ar'B!>~ildul1l~s
nivedu und bie.tendami;t d1eMöglichl<elt, dieot)jekt.j.vel g~sel1$chaft
lich~ Lage zuerl<enneri. DerWi~ersprut:hz,ischen An,pr~c~ und, 
funk~ion der Massenmedien pricht viel:fach.?:uf; Ansätze !system1j:jl'i
tlscher Inform?tionwe:rdensichtbar.13elb~.t im. ma1ch,ta1ppa~~tde:9 Staates 
zeigen sich (nnch weit,'gehend late~terWid~~e;p~Oche; p:rp~tessiye . 
Juristen .Poliz.iptepund Soldate:n,l.ehnE!n du l.hnelJ zqg!3dachte: funkhan 
ab'~~'de~hÖhet,s9i;.·~s::JRisik(l.ije~nds~j;zas .staatlicherl machtmi~tal. 
Di~~~.,e.bl3~ auf,g,e2:aigt~n Tendehzen;sin~ M~glichk6i~en, ~~e ~n 1II!e~ 

'.C.' 'e .. g:e."' ... war. t. e;r .... !3 ... t ..• ,. ',in. .Ans~.':t ... z.en nac .• h .. ~.e,1sba,r s~? d. Ob dl.ese .. ~~ghch~;e~ ten zu 
WJ.rI<Üchkelts.f1werden,: h'ängt we~itgehend von der StratElIJ16 der system-
kritischen Kräfte ab. 

. , . , 
i 
I , . 
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Sollen die DJOangesichts die~ gasell~!:haftlichen Zustäl"ldll in der 
BRD das Grundgesetzal~. IUusion,d:,s, Parl:ament als I.DieJ1lqr der 
herrsc:hsnden Klasse entlarven unddsn'Kamp,f gegen F"amilien. Ki,rchen, 
Schulen. Univln:sität;j Betrieb, .JustiZi, massenmjlldien,Polizei und 
Bundeswehr gleichz.eitig führen'?' , 

Eine derartige Strategie ist fUrJedS Organisation ange,ichts des 
politischen Kräfteverhältni:,sses hr$innifür dfaneil"lzell"len bleibt 
die Wahl, den Kampf mit WafrfengeUleltpderdessj!n Vorbereitung zu 
führen und damit zum Selbstmörder undWegberei~er der Reaktion zu 
werden, oder als Antiautoritä:eqrr;len/iofne.rrel"l:des ?yst~",s .zuspielen. 
Un.sere Einschätzung des ökc:mpmischel"l Verhältniisses. !11acM ,eine ,Zu
sammenarbeit mit terroristischen (Stadtgllarill~roe), .anarchistischen 
und langfristig auch nur antia'Utoritäun Gruppen unmöglifi::h. 

Eine revolutionäre Situatiqh i~tz~Zt~ niqht V'~rhanden ~nd~uch 
nicht machbar,; was aber u. U. ml;lchber,ist ,is t lüne Si i;uaj;io,n, ,in der 
die verschleierte Diktatur des Kapitals io einer Form dar parlamen
tarischen Demokratie zu einer offenen. Oiktatu~ des Kapitals in der 
Form des Faschismus wird. . 

Es bleibt also kein anderer Weg, als trotz albraufgezelgtenHin
dernisse die Bevölkerungsmehrheit zu,g8winnen. Ansatzpunkt einer der
artigen Strategie muß die Tatsache 8ein, daß die Entwickl.ung unseres 
Systems sich zunehmend gegen die Interessen aller Gruppen und.Schich
ten unserer Bevölkerung mit Ausnahme dSP Kapitaleignerrichtet. Es 
gilt also herauazufinden, an welchen Punkten ,konkrete !Zielgruppen 
durch diese Entwicklung geschädigt werden, deren Gegenaktione~ zu 
unterstützen und dabaiimmer wieder auf die wahren Ursachen der 
Fehlentwicklung hinzuweisen. ' 

O*raus folgt. daß zumindest eine punktuelle Zusammenarbeit nötig ist 
mit allen geeellschaftlichen Gruppe,n, Organis'a;tione;n und Einzelper- . 
sonen, deren Anspruch deli Systeminteressel"l widerspricht. 

C.2.1. Strategie der beiden Wege 

Ausgangspunkt der ppli tischen A.rb!91 t der DJO ist der Str,ategiebe
schluß der bei den Wege von Herrenalb. 
Die JungdemQkr~ten sind sich b~wußt,daß demo~rati~ch~I~stitutionen 
wie Gewerkschaften, Parteien, Parlamente im Zuge ein,eri;mmer stärkeren 
Verlagerung der Macht auf die staatlichen Exekutivorgan!e und der 
gleichzeitig immerwei t'e'r fortschreitenden Vell flechtungder staat
lichen macht mit der, macht der monO:Pflle und dE!r Großindu;strie immer 
mehr in Gefahr, geraten, vo!:,wieg!ilndder Versch.lleierungbestehender 
Herrschaftsverhältnisse in un$eret G~.ellscha'tundde~ eeschwich
tigung gegenüber; demokrati!ld~-einanzi~atorisclien F'ördei'!ujngen zu dienen. 
Da dieser Prozeß; (de.r "Trallsformatiorl"CierDemölcratiel' (~gnoli) ) sich 
vollzieht ul"lter piner immetstärk~rehAushöhl~ng da~ i~ ~rundgesetz 
verankerten mögl~chkei ten äer eman'zip~torisch~'n Entwtckllung unserer 
Gesellschaft durch die Dembkratisi~r~ng auch~er nidhtetiaatlichen 
B~reiche - insbesondere de1: Wirtscha,f'1;. - und der ständig;en Anpassung 
des Grundgesetzes:;und der funktionen derdemcikr'3tischan .I nsti tut ionen 

- 21-

, 
önren 
unp':': 
eiRar..,. 

an did Bedürfnisse der GroßihdJ!.l.tde("ror~iertElQe$$nSC!haft 
"Kon z er'ti erte Akt i on" '., Stabil itätsgesett, Nots~af1dsggse tzle). 
die DJD' ihre politischen Ziere nur !errelichen, indem~ie .~asG 
gesetz,: die demokratischen Parteierl~ diE1GewerksJ;~a~l;er Uind d 
1 amente! gege.nüb.er den Fn tmach~u~gs ~end~~,zen ,dur~h.dl.e . I nJel."es eniVer"'" 
treter :des Großkapitalsverte.ldtgen. E~~e ni~htJ.geAuf:'ga,lede Jiung
demokr~ten ist dahar det Kampf geg$n d.le ant:lparlamentarljschaHajl-
tung d~r politischen ~echten in de~ BRD~ i 

Eine V~rteidigung der demokratHchen In~titlJtionen .unser~r GeseiH
schaft :und ihre progressive Entwicklung sind jedoch Über ld~e polii
tisch ~mmer schwächer werdenden Perteien und Parlamente .llein .~~cht 
möglidj. da diese im gün'stigstel!1 Falldls l(räfteverh~ltn~sse in :Cler 
Gesell~chaft zwischen damokratisch~progressiven und ~eak'ionär~ ., 
konservati'ven Bewegungen widerspiegeln. Deher muß neben~er Unter
stützurig der Organe dar~epräsentatiuenDemdkratie und d~~poli~ 
tische~ Arbeit in und mit diesen immer mehr der Versuch:, )ln den' 
verschiedensten Gruppen und Organisationen der Gesellsch,ft selbst 
demokretische Ini tiative:n in Gang zu se~zen oder zu unterst,ützen 
und Mo"elle emanzipatorischen und antiautoritären VerhaI ~,el!1s zu !ent
wici<elril und zu fördern, .zum festen Bestand der politisch~n Arbeit 
der DJ~ werdoo. Die inhaltliche Bestimmung dieser Arbeit!darf nicht 
von der Zustimmung der r.D.p. abhängig gemacht werdsn. 

C.2.2',Aufgreifen prograssiver Ziele in allen Gruppen der Gesellschaft 

Der Ve~such, demokratische ,Entwicklung und'BewußtseinsbHdlilng zu 
förderh, muß sich auf möglichst alle Teile und Gruppendar,Gesell
schaft' erstrecken. Keine GruPP!!! außer dem harten Kern des sich in 
der BRD formierenden RsC(htskartells (NPD. rechter nü9sl d~r CDV! 
CSU USW.) darf "rechts liegen gelassen werd!!!n". Auch und;gerade die
jenigeh Gruppen und OrgJnisationen, die wider, ihre eigen,n lang
fristi~en Interessen ctaiu neigen, sich ~u Vol~zugsgehirfen der Herr-

,schaft; des Großkapitals, zu machen (Bundeswenr, Polizei, l3ausrn.' Be
amte, Richter), dürfen bei der Bemühung um ein Ingangeetzehde
mokrat1scher Prozesse nicht ausgelassen werdeh. Von den Fo~gen der 
allein auf Profitmaximierung der Großunternehmer ausgeri~h~eten For
mie runig unserer Gesell sC(ha ft \!Je I' den all e Beliq.lk erung s9 ruppen be'7" 
troffe;n, insbesonde.re durch die strukturelle 'lJnterversorgung de' 
öffen~lichen Haushalte ["öffentlicihe Armut") und diedar~us sicH er
gebend,e Vernachlässigung wichtiger gesellschaftspolitiscl1er Auf~aben 
wie z.iB. lJmweltschutz,8ildungswesen, Gesundheitspolitik usw. • 

Es müJsen daher in jeder Gruppe deren eigene liberale, h!um,ana." 
demok~atische,. progress~ve und ,rationale Ansprüche und llegitime,: 
Interessen ernst genommen und in ihren :Konsequenzen bis Izum 5c:h~itern 
an sYEltembedingten Schranken entw~ckel~ werden, um so deinn syst~m-
kriti~ches Bewußtsein z.!J erzeugen; " " 

: I I 
Hierbei wird es darauf anko meh, daß' sich d:ie; prog essivien! KräfttJe 
der G~sellschaFt nichi Von er, Be*Hlkerungsmehrhei trerinan las~en. 
VielMehr muß versucht werde, den'Kern des Rechtsk rtells zuia~-

} ) , \t 
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lieren u.nd die in den J"hren seU dem zweitlln Weltkrieg i" An
sätzen.ntst~ndene Idltntifiketionqer Sevö!kerurigsmehrheit mit der 
liberalen Oemokrat.ie als Ausg.an.g~pun~:t, Wr eineVerteidigurg und 
rortentlllicklung.~vondemokraU~ch:an. Ir1'stitut~oner1 zum, T,ragen kommen 
zu laseen. Anknupfung,s,punkta; müss.eni,n Zukunftnjehrund mehr. bei 
den konkreten pol:itisqhen fragen gesucht werden.' Theoretis~.he fragen, 
insbesondere der große "utopisch,e GegenentwI,Jrf" ,eine\~ Gese~lsqhaft, 
müseen zlllarureiter .. behandelt urerd~,,!., .b!ili der pq~itisGhen ~~beit aber 
hinter der Unterstutzting und. dem~ufgr!il~fenkonkreter forderungen 
zurückbleiben. AUI! diesem Grund müß aUGh die Kommunalpolitik ein 
wesentlichee Arbeitsfeld der DJD.~erden. .' 

C.2.3. Zusalllmenarbeit mit anderen demolhatischeq Gruppen 

Oie Jungdemokraten könnenal~eine .die 6ben \lmri~~eneStrategie auf 
Grund ihrer beschränkten mitgliede~zahl und mitdliedarstruktur nicht 
durchsetzen. Sie werden sich daberin dewissem Sinhearbeitsteiiig 
spezialisieren müssen und Sifld angew~8Sen auf BUndnisse mi,t anderen 
demokratisch-emanzipatorischEm Grupp~n und Orgar11sationen, insbe
sondere demokratischen Sozialisten., wobei die JljngdemokrC!ten davon 
ausgehen, daß diese mit den Liberalen ihre histdrische Herkunft aus 
Hum.anismusund Aufklärung gemeinsam haben und baidi3in de'r Emanzi
pbtion ihre politische Zielsetzung seh~n. 

Die Jungdemokraten werden insbesondere ihre radikal-demokratische 
Zi~lsetzung betonen und vor allem diejenigen Ge~ellschaftsgruppen an
sprechen müssen, die auf Grund ihrer Ausbildung und ihres Berufes 
eher als andere die Einschränkung liberaler Bürgerrechte als eine 
ihren Interessen zuwiderlaufende' Entwicklung zu erkennen vermögen. 
Es handelt sich hierbei vorwiegend um 'die immer größer werdenden 
Gruppen der Bevölkerung, die auf Grund ihrer funktionen in der 
technischen Leistungsgesells.chaf't notwendigerweise mit einem über
durchschnittlichen Ihformations-. uhdr8~ldungsprivileg au.gestattet 
sind. Den Kern dieser Gruppen bilden das Bildungsbür'gertum und die 
aufstiegsorientierte Arbeiterschaft. Hierbei ist aber str'i,kt auf eine 
enge Zusammenarbeit mit denjenigen Organisation~n zu ach~an, die einen 
starken RUckhalt in allen Schichten de~ Lohnabhängigen haben (Gewerk
schaften, SPO, J~sos). 

Insbesondere im Kampf gegen das sich formierende Rechtskartell ar
beiten die Jungdemokraten mit allen gegen dies.:machtkonientration 
dor politischen Rechten ger1chtetenGruppen' undOrganis~{fonen zu
sammen, auch wenn .diese z. T. mit derP'rogrammatik de:r JUn'gdemokraten 
nicht zu vereinbarende Ziele, ve:l'folgen'; . solange 'gesichert' ii'st, daß 
dieOJO ihren eigenen Standpunkt deutlich vBrtr~ten können. Dabei 
echten sie darauf,. deß sinnlose ,Provokationen !Jryterbleibe'n, die a~f 
Grund der dadurch herbeigeführten , Polarisierung die Anhäng:erschaft 
der Rechten nur vergrößern. 'Sie lehnen, ,es ep, Beteiligte .ain Aktionen 
gegen das Rechtsksrtell zu veranlas.en, das. auf! G.rund zivi!lrecht
licher Haftung oder strafrechtlicher Verfolgung schwerwieg:ende per.., 
sänliche Nachteile für sie z.ur Folge hätte.. . ' 

- " : 

! ; 
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Die Jungdemokraten lassen sich jedoch nicht in die Reih~ der.er 
stellen, die auf Grundt-ein fo~mel1er Krite'rieni durch Ghicn";' , 
setzun'g von "Links ... und' Rechtsexttemismus" 'tentle'rlzi'el1fasGhiS:tieche 
Bewegu:ngen einersei ts m1 t demo'kratischen Prot:8stbew.~gung9n ar:1de:rer
seits ~dentifizieren, auch wenn letztere sich auf Gl'undiih~erfort
währen.den frustration durch ein Zl!l keinerlei gI'und~~gem$en Reflormen 
bereit:es Gesellschaftssystem zu irrationalenProtes'thandlungen 'hin
reißen lassen. In einem; solchen f~l1. ist es nicht' Aufg~ba der 'OJO. 
durch .ine Oistanzierung die Uerleugncr:1g des ratiDn~len1Kerns:Und 
der de'mokratisGhen moti~atiDn dieses Protestes zu erleidhtern, son
dern die Betroffenen gegen das Zuschlagen der Macht derjRechten zu 
verteiidigen und die gesellschaftlichen .Urs~chen ,des Protestes offan
zulege:n sowie andererseits die Betroffe'nen'von der .Irra~ionalftät 
und SC;hädlichkeit ihres Handeln~ für eine 'progressi've Pc\litiktu 
überz~ugenl ' . ' I 

C.2.4.1 Ziel<;! der Zusammenarbeit mit der f.O.P. 

Die A~beit in den Insti~utiOne~ der parlamentaristhen oJmokratie 
bedoottet für die Jungdemokr~ten vOr allem die Arbeit an !einer pro
gress~ven Entwicklung der f~D.P •• Dabei sind ia ~ef gegen~ärt'aen 
Situation folgende Ziels sGhwerpunktmäßig iu verfolgen::', -

a) Verteidigung der bisher rechtlich und institutionell 'verwirk
lichten Grundsätze liberaler Politik wie Grund- und Menschen
rechte, Demokratie im staatlichen Sereidh, Rechts- und Sozial
staatlichkeit, insbe.sondere im Kampf gegen das RechtEIkartell 
und dessen Versuch, das Grundgesetz weiter auszuhöhlen und die 
Macht demokratisch legitimer Organe weiter einzuschränken. 

b) Konsequenter AusbaJ und Weiterentwicklung dei staatlichen Oe.o~ 
kr~tie durch Verwirklichung liberaler Ziele, dip bis~er gegen 
re.ktionäre und kons.rvative Gruppen a~ch in der f.O~P. nicht 
du~chgasetzt werden konnten, wi~ z.8. Trennung von Kirche und 
Staat, freie Wahl zwiischen llJehr- und Zivildienst, ko6sequente 
Ge~al tentrennung, di'rekte formen der Demokrati e usw. : 

c) Verlwirklichung liberaler Prinzipien im gesamten gesell~chaftlichen, 
al~o auch nichtstaat~ichen Bereich, insbesondere in ~er Wirtschaft, 
d~~. Demokratisierun~ dei Gesellschaft. : 

. ' 
d) Schaffung der gesellßchaftlichen und sozialen Voraus$etzunge" 

zuIi Wahrnehmung der ;formal garantierten Rechte und zwrrifunktio
ni~ren der für diese Garantie geschaffenen Inst! tutdmen, insbe
sorldere durch gleic~e Bildu"gs~hanc~n in einem Bildu.gssystam. 
da. die Bürger in die Lage versetzt, ihre Interessen.age und. ihre 
Ro~le in der Gesellsichaft klai zu e):'kennen und sich $emäß d~eser 
Ei~sicht zu verhai teh, durch erl.n Informationssystem. : das den): 
Bürlger die MHglichkeit der rea~istiachen' Beu):'teilunglder poli
tischen Situation er.möglicht, durch genüc;jsn d .m'ÖglichlFsiten' zur 
po~itischen Betät~gung für jeden Bürger (Arbeitszeit.erkürzung, 
in~erpartelliche Dem;okratie. Ml3hrparteiensystem und entspre~hen
de~ Wahlrech.t) sowie durch ein' überschaübares. bürgefnahes ~echts-
system, .! 

~ß':'~~';;;~'''''''''';''';;',",''~·'''iI');H''''~'1ilW;~'W('''_",''·,!,~",pJ%.,'''~c"",i ,,,,,,,,,,,#,,,,,,,,,,,,.,,,;;,,,~~,~.,,, ~;'J'-""'"'''''''_'''_''''''*''h''''"4."o",,,,,o;..~'''"''''''-''~'~'~'M%'ffl'''''_~x,,, __ 'P!'''''''''''~ _,m':;'''''''''~'_~'''~''_''>''''_''ff.')'';'l''''W1lPW1>''»i1~'''''''''~''"''''-_~"'''_''';~''-'''''""",","""""""'.""""",,,,,,,.,,~>_.mw"""'_'~""=·"'" ,,,,,,,,, .. , """"-"=·_~"""""""""="N"""~~""~"'"~~'-~' ___ "",*.",.h·",,~.~,,~,,"~ 
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e) Schaffung der bewußtseins-. und vet'hal tensmäiHgen VOraos
setzungen für,Oem~kratie in Staa~:und Gesellschaft, vt1lr allem 
durch Einschränkung der auf. autoritäre Verhaltenpweisen zielen
den Wirkung der "IdeologiefabrikeM tI Familie', Kirche,' Schule, 
Bundeswehr, ~assenmedien usw. 

f) Überwindung derOiskrepanzl!:wischE;ln öffentHchet Arm,ut undpri
vatem Reichtum, d.h •. : der auf demPrin~ip d~r gesellsthaftlichen 
Produkti,on bei privater Aneignung der Gewinne beruhe'nden s.truktu
rellel1 Unterversorgung der staatlichen Stell.en mi t F inanz.mi tteln 
für langfristigegesellschaf'tHche Investi tiionen; Aufgaben .der 
Orientierung der lUirtschafts.,.,in",besondere dl;lr.lnvest.itions
politik am rein quantHativenZuwachs dpsSozialproduktes und 
daher an der Profitmaximierung der Unternehmen zu GUl'1sten einer 
qualitativen Steuerung des Sozlalpro~uktes im Sinne d~r vor
rangigen gesellschaftlichen Aufg~ben. 

g) Konsequente Weiterentwitklungdl;lr' Ansätze zu ein'er r~klistischen, 
friedlichen, nich.t imperialistisl::!]len Außen.,. und .verte~digungs
politik, Unterstützung einer europäiscnen Slcherheitskonferanz 
zur Schaffung einer atomwaffen freien Zrine i~ Mittell;lu~opa, .lösung 
der Bindungen zum US-Impl;lrialismus, Schaffung eines tein de
fensiven und weniger aufwendigen Verteidigungssystems; konse
quente Einbezieh~ng der EiliG in die Demokratisierungsbestrebungen. 

C.2.5. Selbstverständnis der F.D.P. 

Um die F.D.P. in diesem Sinne zu ein~r wirksamen, progressiven 
politischen Kraft zu entwickeln, müssen die Jungdemok'raten folgende 
Grundsätze in der F.D.P. zu verwirklichen suchen~ 

a) Das Selbstverständnis der DJDmuß immer mehr auch fü;r die F.D.P. 
verbindlich werde,n, d. h.die F. D. p. muG eine linksliberale, 
radikal-demokratische Partei we.r.den, die gemeinsam mit demokra
tischen SoziaHsten die Emanzipation des Menschen durch politische 
Arbeit in allen gesellschaftlichen - d;h. auch den nichtstaat-
lichen - Bereichen zu verwirklichen versucht. 'i 

b) Die F.D.P. ist keine Volkspartei~ sie muß ~aher ihre Programma
tik und ihr Wahlkampfverhalten aut eine klar umrissene Ziel
gruppe ausrichten, und zwar auf d~njenigen Teil derBavölkerung, 
der im Augenblick am ehesten als Träger demokratisth,Jj:: Ideen 
wirken kann: Bildungsbürgertum und aufstiegsorientierteArbeiter
schaft; zusätzlich muß l;IinePoli tisierung der np.ch wl;li tgehend un
politischen Frauen durcheingezi~ltas' Prog.ramm, zurC~eichberech
tigung und Emanzipa.tion der Fralj iri Gang ge,brachtwer~en; insbe
sondere sind junge Bevö:j.kerungsgruppen anzusprechen und vor einem 
Abgleiten in konservatiVe Lager fqr eine p~ogressiv-Jtb~rale 
Politik zugewinnen. '.' : 

c) Die Personals~ruktur in den.Parte,l.gremien muß schnen~H als bis
her dem Stand der Meinu';1gsbildung in der Partei ange.p~ßt werden. 
Dazu sind insbesondere die Verfahren zur Wahl von Del~gierten 
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und' m'endätsttägern zyütl'Eirprprllh (Wahlen'. ihl<ürz~ren *bständen). 

G.~e ... ~.c. ~z .. ,.el.o.t.ig.m,ußein. Ill. v.erb .... e.s,s:er.tJ .•.. ~.·,'.g, ... d!". rio .. n. E!.r.p,art"SjiHCljIen .. OemokretU) lns'be.sondere durch Herstell.ungder PartEliör~lmtl:l,ch'keit .• , in 
all~nBeschllißgremien erreicht luerden. . . : i : 

• I 

d) Von! den programmatischen Zielen der r.D. P. müssen:in~en, Par~ 
lamiBnten und Ragie.l'ul')gen insbes:ondar~' be,i K0I11itiohs,b+ldung~tatt 
wieibisher die konse~vativen Te.ilezp Last.en derp.r0gtes,sive'1,um
gek!=lhrt die fortschr,Htlic.henzu, Lasten der wenigerptogrBSs~vsn 
Zie~e durchgesetzt w~rden. I ' 

C.2.6.; TaktiSches Verhalten f.D.P. 
Für daß Verhai ten der Jungdemok'ratieh beim Ifersuctl der fohentiUiGk
lung der F. D.P. ,muß von folg.enden 'Leitlinien ausgegangen 1 werdens: 

'7 ' f 

€I) Diej Jungdemokraten müssen bei ihrer Argumentatio'ri von: ur-
sprJjngl ichen l)uman~sHschen,.aufkläreris!:hen f demokrahs!:hen si 
emallzipatorischen Zielsetzungen des b.iberdismus.ausg~hen umt 
aufi einer Herleitung.: aller konkreten poli~ischenford~rl.\ngen 
und! Handlungen aus dieser Zielsetzung bestehen. Auch dh ,f. O. p. 
mußi bei ihremeigeljleQ Ansptuchgepac~t wE!rdetl. Die Vej:tljluech~ng 
voni Mi tteln zur, Erreichung dieser Ziele wie Privateigen~um an 
Pr.opuktionsmitteln, Erbrecht"Orientierung der Wirtscpaft am Pro
fi t;interesse de.rUntarnehmer usw. mit den Zielen salbst, muß über
wunden werden. Die F. O. P.niu.ß von der, Partei des Ligentljlms, GI •. R. 
de~ Großeigentümer an Produktionsmittelnj wieder zur Pattei der 
Freiheit der größt,öglichen Zahl werden. . 

b) Die: Jungdemokraten müssen sich durch intensive und, kol1st·ruktive 
Mi t,arpei t in allen Parteigremien und im Wahlkampf für. d~e Partei 
un&,ntbehrlich machen. 

c) Die, Jungdemokraten gehen von einem instrumentellen Verhältnis zur 
Pa~tei aus, d.h. sie sehen ih Parteien Instrumente zUr purch
se~zung politischer Ziele und in ihrer Existenzkeine~ Selbst~ 
ZWE!ck.lnsbesondere 1st es nicht mit dem Selbs't~er~tähdhis der 
J\jnigdemokraten vereinbar, auf diE! Ourchsetzung politil9cher Z.h!le 
nuri deshalb zu verzichten, um einer mehr dem t,./emen naph :'libet!:llen 
PaI1tei einige Pro:a,ent. Wählerstimmen 'eus dem konservet~ven Le~er 
niaht zu vergraulen. " I 

Be1 der Alternative, vorübergehendeWählerverluste hi~zunehm,;' 
oddr auf eine progressivl;I Entwicklung der Partei zu v~rzichte", 
ist deshalb dem ersteren der Vorzug ,zu geben. . 

d) Oi~Jungdemokraten 113gen die }ljIhalta ihrer poli tiSChe!, ~i!ille un
abH,äng~g von der Durchsetzb~rkeit iri der, f. O. P. fe!3t~ Lad de~i 
Vel'!such der Durchset~un9i!,!d,enF .O.P.-B~schluß9remi8!' ;istj,poch 
aur; die" Notw~!I'1d;igkeÜ der Uöerll/indul1g, der5-%t-Klaus",1IRpcks~~"t 
zu inehmen~,Ohswird:um's~~eicht8rmög1ich!!eintalsl die F.~~P. 
im~ ... e.r m~hr .auf e ... in.8. ~adikal .. '.'.demq .. kr. atiS .. c.h;,antieutorl.'t.'äF. ~.nd ~ .• ~ional 
ei~gestellte Wählers~haft ~us vorwi~gend jüngeren BevHlkerun.~-
gr~ppen angewiesen ist. . i" , 

I 
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IfflPulsejder antiautoritäe~n.Basisar~eit ~,u, f~ ghhe,.,~i~la.l~ m- I 

fassend, politische Strateg1e zu.ve~zerren .• 01e 811dU!9 va KO~le,tti.',~., 
,ist die möglichkeit, Jugendlichen, die durch die gese 15ch ftl1ch n . 
Verhält i5se frustrie~t und."kaput4" sind, die Chane. ein r erre ~h! 
baren ~ d hel fende.n Perspekt~ve zu ~eben., I ., 

Sie ist insofern sozial.: \ i 

Grup.pen 
lung) d 
sachen 
gesells 
hang vo 
und so 
ängsten 
S,ieist 

Die Zus 
politis 
setzung 
weil si 
Sie ist 

Systemk 
im unmi 
einer k 
Sie ist 

samen 

i . 1 ., I . I 
rbeit will durch r;lemeinsames '~h.e1ireti15,: Ch., eß,'., St,"~, d .. 1,:Uin {i~ChU"'I.: 
e individuellen (!lp:obleme auf l.hr~' ges~1ilschaftl.lche~i Ur~ li 
urUckfUhren, die ~ermittlun. derlkonkteten Um'e1t m1t den~, 
haftlichen verhäl,itnissen leJshn1,' den, d~ale~Hs,?h n "Z, ~sam ': 
individueller un~ gesellschaftl~cher Emanz1p~t10 ~laren! 

at.ionale Entschei!dungen feei .von :Trieb-, Real:;- un GlellJiss~r 
ermöglichen. i ' I. 
insofern demokrat!isch. li. 

mmenarbei t in ei~e~ Uberpch~ubar$,n G~~P1P: .:,erlll.b,,·9:li ht,dej1~l 
hen Standpunktfrje1 . von Zwarg un~ Or~F~ 1~' dS1t' JAu e.iiOandle -
mit anderen zu erltw1ckeln. GruPP$narql8l.t Klani;'l exp d.i,inenti, :"ren, 

keinen ümfassen~en politischen A,nsPr'!Jch site:1.l t. , 
insofern pädagogisch. ., : : 

I i I 

i t.ische. j,ugen.darJe. i.t, bem~l1t S.iCh I,um J:e, rän~.erlJ,' ngel1Z~minde!s., t 
tel baren lebensb~reich der Betro'feneM, Sl.e veQmi t~lt auf 
rikreton Ebene di~ Erf~hrung der lI'Iachb:arkeit lion' t, ils~llsCh!aft. 
insofern politis~h. 

se pol itiSChepr",,' x iS,',. ~,' r.a"ucht Jd.ie'zusa:m,. m:n~.r.bi3i t, jn~i:t ian. de,tj~n. 
arbeitanden Gruppen I/lJ1rd,es .In ersten, Ll.nlie darat'~ <jnkom"lE/n, 
und regional mitiGri1:Weo.aus.dem gleichen ;~riaxisp~riElichq4ehr
w. SchULer) einen kommun~katJ:ven undorgaI11s~to~l.~c:~en. Z4;-
ng herzus teIlen; [rfaihrungen auszutauschel'j und: 1h:'g~me1n ... 
tionen ihre Posi tionzu vereinheitliehen. ' 

, ,. j '; 

Diese Z sammenarbeit wird! aberprovifjziell bleibery, iw eil I'l, $i~ nioHt 
durch eine Zusammenarbeit auf der Ebaneder Verbände: ul1d: ~U'~end- :: 
or.ganisationen ergänzt wird. i : 

, : 1' [I 

es. schon innerha~b des Bunde~jugendringes ieijrie Po ihsiEli4mg , 
hat und di 7 ~ra.d+t~on.ell ,jgUl:n. dp~legeriscl]le~ Vlllrlb '0~e b~,: l:if~en 

da,ß 5.ie po11t1schlsl.nd un~ se1n mu~sen,' .W1.1,'~ ~s d,.8 ',:J,~ge,., bol1-
Verbänden im RPJ! zu v.erm1tteln SBln, .,daß sne: JIJge dyerbä ~e 

15 erste Konsequeihz aus diesen Überlegungem~oltt>e ,~ich' p-
f Kreis-und Lan, d~s- u, nd BUnd,$Sebe, ~e f,', rbei t, sgrulPp,e . !"'U~ ," r-
der.progressiuenrJugandverbändab11d~n, um~runds t~11c~ 

iche und organisatori!jche fx;agender polit:j.sqhen :J ~~n~a~ 
utieren, die tredltio~el~en iund ~nbeg'Und7te~ Un~e q~~1e. 
e zu Uberiuinden;, ine ,ge",eir\~ame IPerspekt1l'e 'und I'P '111 1S . t 

und die ur)tersch·edliche,n ~I1beitissChwerpumk~e zU; Ofrd1J!1 
, ' j' , 
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